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Westwing Group SE 

Berlin 

ISIN DE000A2N4H07 / WKN A2N4H0 

Eindeutige Kennung: 769678a31dedef11b53e00505696f23c 

 

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 2025 

Die Aktionäre unserer Gesellschaft werden hiermit zu der am 

Dienstag, den 17. Juni 2025, 

um 10:00 Uhr (MESZ)  

im Haus der Bayerischen Wirtschaft, 
Max-Joseph-Straße 5, 80333 München, 

stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung der Westwing Group SE (nachstehend 
auch die "Gesellschaft") eingeladen. 

 

I. Tagesordnung 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des vom Aufsichtsrat gebil-
ligten Konzernabschlusses zum 31. Dezember 2024, des zusammengefassten 
Lageberichts für die Gesellschaft und den Konzern für das Geschäftsjahr 
2024, des Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2024 und des erläu-
ternden Berichts des Vorstands zu den Angaben nach §§ 289a, 315a HGB  

Die vorstehend genannten Unterlagen sind ab dem Zeitpunkt der Einberufung der 
Hauptversammlung wie auch während der gesamten Hauptversammlung im Inter-
net unter  

https://ir.westwing.com/hv 
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zugänglich. Sie werden auch in der Hauptversammlung näher erläutert. 

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss der Westwing 
Group SE und den Konzernabschluss zum 31. Dezember 2024 gebilligt. Damit ist 
der Jahresabschluss der Westwing Group SE zum 31. Dezember 2024 nach § 172 
AktG festgestellt.  

Es bedarf zu diesem Tagesordnungspunkt 1 deshalb keiner Beschlussfassung der 
Hauptversammlung. 

2. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das 
Geschäftsjahr 2024 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2024 amtierenden 
Mitgliedern des Vorstands der Westwing Group SE für diesen Zeitraum Entlastung 
zu erteilen. 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das 
Geschäftsjahr 2024 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2024 amtierenden 
Mitgliedern des Aufsichtsrats der Westwing Group SE für diesen Zeitraum Entlas-
tung zu erteilen. 

4. Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers und Konzernab-
schlussprüfers für das Geschäftsjahr 2025, des Prüfers für die prüferische 
Durchsicht unterjähriger Finanzinformationen sowie des Prüfers für die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung 

4.1 Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines Prüfungsausschusses vor, die Pri-
cewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Frankfurt am Main, 
Büro München, zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das Ge-
schäftsjahr 2025 sowie zum Prüfer für eine etwaige prüferische Durchsicht zusätz-
licher unterjähriger Finanzinformationen (§ 115 Abs. 7 WpHG) im Geschäftsjahr 
2025 zu wählen.  

4.2 Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines Prüfungsausschusses vor, die Pri-
cewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Frankfurt am Main, 
Büro München, zum Prüfer für eine etwaige prüferische Durchsicht zusätzlicher 
unterjähriger Finanzinformationen (§ 115 Abs. 7 WpHG) im Geschäftsjahr 2026 
bis zur nächsten Hauptversammlung zu wählen. 
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4.3 Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines Prüfungsausschusses vor, die Pri-
cewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Frankfurt am Main, 
Büro München, zum Prüfer der Nachhaltigkeitsberichterstattung für das Geschäfts-
jahr 2025 zu wählen. Die Bestellung zum Prüfer der Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung für das Geschäftsjahr 2025 erfolgt vorsorglich für den Fall, dass der deutsche 
Gesetzgeber in Umsetzung von Art. 37 der Richtlinie 2006/43/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2006 (Abschlussprüfer-RL) in der 
Fassung der Richtlinie (EU) 2022/2464 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 14. Dezember 2022 (Corporate Sustainability Reporting Directive – CSRD) 
eine ausdrückliche Wahl des Prüfers für die Nachhaltigkeitsberichterstattung durch 
die Hauptversammlung verlangen sollte, die Prüfung der Nachhaltigkeitsberichter-
stattung also nach dem deutschen Umsetzungsrecht nicht ohnehin dem Abschluss-
prüfer obliegen sollte. 

Der Prüfungsausschuss hat erklärt, dass seine Empfehlungen frei von ungebührli-
cher Einflussnahme durch Dritte sind und ihm keine die Auswahlmöglichkeiten be-
schränkende Klausel im Sinne von Art. 16 Abs. 6 der EU-Abschlussprüferverord-
nung auferlegt wurde (Verordnung (EU) Nr. 537/2014 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 16. April 2014 über spezifische Anforderungen an die 
Abschlussprüfung bei Unternehmen von öffentlichem Interesse und zur Aufhebung 
des Beschlusses 2005/909/EG der Kommission). 

5. Beschlussfassung über die Billigung des nach § 162 AktG erstellten und ge-
prüften Vergütungsberichts für das Geschäftsjahr 2024 

Gemäß § 162 AktG sind Vorstand und Aufsichtsrat verpflichtet, jährlich einen Be-
richt über die den Mitgliedern des Vorstands und des Aufsichtsrats im letzten Ge-
schäftsjahr gewährte und geschuldete Vergütung (Vergütungsbericht) zu erstellen 
und diesen der Hauptversammlung zur Billigung gemäß § 120a Abs. 4 AktG vor-
zulegen. 

Der von Vorstand und Aufsichtsrat für das Geschäftsjahr 2024 erstellte Vergü-
tungsbericht wurde gemäß den Vorgaben des § 162 Abs. 3 AktG durch den Ab-
schlussprüfer PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
Frankfurt am Main, Büro München, geprüft. Der vom Abschlussprüfer erstellte 
Vermerk ist dem Vergütungsbericht beigefügt. 

Der Vergütungsbericht (nebst dem Vermerk des Abschlussprüfers) ist ab Einberu-
fung der Hauptversammlung über die Internetseite der Gesellschaft unter 
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https://ir.westwing.com/hv 

kostenfrei öffentlich zugänglich und wird dort auch während der gesamten Haupt-
versammlung zugänglich sein (§ 124a Satz 1 Nr. 4 AktG in Verbindung mit § 26q 
EGAktG).  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den nach § 162 AktG erstellten und ge-
prüften Vergütungsbericht der Westwing Group SE für das Geschäftsjahr 2024 zu 
billigen. 

6. Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden und die Erteilung einer 
neuen Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien, ein-
schließlich der Ermächtigung zur Einziehung erworbener Aktien und zur Ka-
pitalherabsetzung sowie mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre 

Die Hauptversammlung der Gesellschaft vom 19. Juni 2024 hat den Vorstand er-
mächtigt, bis zum Ablauf des 18. Juni 2029 eigene Aktien bis zu insgesamt 10 % 
des Grundkapitals gemäß Art. 5 SE-VO i.V.m. § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG zu erwerben. 
Die Gesellschaft hat auf der Grundlage dieser Ermächtigung eigene Aktien erwor-
ben. Um der Gesellschaft wieder den vollen Handlungsspielraum für die Dauer von 
fünf Jahren einzuräumen, soll dem Vorstand unter Aufhebung der nach dem teil-
weisen Gebrauch noch bestehenden Ermächtigung eine neue Ermächtigung erteilt 
werden.    

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen: 

„a)  Aufhebung der bestehenden Ermächtigung  

Die derzeit bestehende, durch die Hauptversammlung der Gesellschaft vom 
19. Juni 2024 erteilte und bis zum 18. Juni 2029 befristete Ermächtigung zum 
Erwerb eigener Aktien wird zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der neuen 
unter nachstehenden lit. b) bis einschließlich lit. e) dieses Tagesordnungs-
punkts 6 vorgeschlagenen Ermächtigung aufgehoben. 

b) Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 
Ablauf des 16. Juni 2030 (einschließlich) eigene Aktien der Gesellschaft in 
einem Umfang von bis zu 10 % des zum Zeitpunkt der Erteilung der Ermäch-
tigung oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung 
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der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben. 
Die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen Aktien dürfen zusammen mit 
anderen eigenen Aktien, die sich im Besitz der Westwing Group SE befinden 
oder ihr nach den §§ 71d und 71e AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeit-
punkt mehr als 10 % des jeweils bestehenden Grundkapitals betragen. 

Die Ermächtigung kann vollständig oder in Teilen, ein- oder mehrmalig, in 
Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke durch die Gesellschaft, aber auch 
durch von ihr abhängige oder in ihrem Mehrheitsbesitz stehende Unterneh-
men oder für ihre oder deren Rechnung durch Dritte durchgeführt werden. 

c) Arten des Erwerbs 

Der Erwerb kann nach Wahl des Vorstands (1) über die Börse, (2) mittels 
eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots bzw. mittels 
einer öffentlichen Aufforderung an die Aktionäre zur Abgabe von Verkaufs-
angeboten (der Erwerb gemäß (2) nachstehend „Öffentliches Erwerbsange-
bot“) oder (3) mittels eines öffentlichen Angebots bzw. einer öffentlichen 
Aufforderung zur Abgabe eines Angebots auf Tausch von liquiden Aktien, 
die zum Handel an einem (anderen) organisierten Markt im Sinne des Wert-
papiererwerbs- und Übernahmegesetzes (WpÜG) zugelassen sind („Tausch-
aktien“), gegen Aktien der Gesellschaft (der Erwerb gemäß (3) nachstehend 
„Tauschangebot“) durchgeführt werden. Hierfür gelten die folgenden Best-
immungen: 

(1) Erwerb der Aktien über die Börse 

Erfolgt der Erwerb der Aktien über die Börse, darf der von der Gesell-
schaft gezahlte Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den Bör-
senkurs um nicht mehr als 10 % über- beziehungsweise unterschreiten. 
Als maßgeblicher Börsenkurs gilt dabei der am jeweiligen Handelstag 
durch die Eröffnungsauktion ermittelte Börsenkurs der Aktien der Ge-
sellschaft im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesys-
tem) bzw. – wenn keine Eröffnungsauktion stattfindet – der am jewei-
ligen Handelstag erste bezahlte Kurs der Aktien der Gesellschaft im 
Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem). 

(2) Öffentliches Erwerbsangebot: Erwerb der Aktien mittels eines öffentli-
chen Kaufangebots oder mittels einer öffentlichen Aufforderung zur 
Abgabe von Verkaufsangeboten 
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Bei einem Erwerb im Weg eines Öffentlichen Erwerbsangebots kann 
die Gesellschaft einen festen Erwerbspreis oder eine Kaufpreisspanne 
je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) festlegen, innerhalb der sie bereit 
ist, Aktien zu erwerben. In dem Öffentlichen Erwerbsangebot kann die 
Gesellschaft eine Frist für die Annahme oder Abgabe des Angebots und 
die Möglichkeit und die Bedingungen für eine Anpassung der Kauf-
preisspanne während der Frist im Fall nicht nur unerheblicher Kursver-
änderungen festlegen. Der Kaufpreis wird im Fall einer Kaufpreis-
spanne anhand der in den Annahme- bzw. Angebotserklärungen der 
Aktionäre genannten Verkaufspreise und des nach Beendigung der An-
gebotsfrist vom Vorstand festgelegten Erwerbsvolumens ermittelt.  

• Bei einem öffentlichen Kaufangebot der Gesellschaft darf der ange-
botene Kaufpreis oder die Kaufpreisspanne den volumengewichte-
ten Durchschnittskurs einer Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel 
(oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) an den letzten fünf 
(5) Börsenhandelstagen vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung 
des Angebots um nicht mehr als 20 % über- bzw. unterschreiten. Im 
Fall einer Anpassung der Kaufpreisspanne durch die Gesellschaft 
wird auf die letzten fünf (5) Börsenhandelstage vor der öffentlichen 
Ankündigung der Anpassung abgestellt. 

• Bei einer Aufforderung an die Aktionäre zur Abgabe von Verkaufs-
angeboten darf der auf der Basis der abgegebenen Angebote ermit-
telte Kaufpreis (ohne Erwerbsnebenkosten) je Aktie der Gesellschaft 
den volumengewichteten Durchschnittskurs einer Aktie der Gesell-
schaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesys-
tem) an den letzten fünf (5) Börsenhandelstagen vor dem Tag der 
Veröffentlichung der Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsange-
boten um nicht mehr als 20 % über- bzw. unterschreiten. Im Fall 
einer Anpassung der Kaufpreisspanne durch die Gesellschaft wird 
auf die letzten fünf (5) Börsenhandelstage vor der öffentlichen An-
kündigung der Anpassung abgestellt. 

Das Volumen des Kaufangebots oder der Verkaufsaufforderung kann 
begrenzt werden. Sofern die von den Aktionären zum Erwerb angebo-
tenen Aktien den Gesamtbetrag des Kaufangebots oder der Verkaufs-
aufforderung der Gesellschaft überschreiten, erfolgt die Berücksichti-
gung oder die Annahme im Verhältnis des Gesamtbetrags des 
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Kaufangebots bzw. der Verkaufsaufforderung zu den insgesamt von 
den Aktionären angebotenen Aktien der Gesellschaft. Es kann aber vor-
gesehen werden, dass geringe Stückzahlen bis zu einhundert (100) an-
gebotenen Aktien je Aktionär bevorrechtigt erworben werden. Das 
Kaufangebot oder die Verkaufsaufforderung kann weitere Bedingun-
gen vorsehen. 

(3) Tauschangebot: Erwerb der Aktien (a) mittels eines öffentlichen Ange-
bots auf Tausch von liquiden Aktien oder (b) mittels einer öffentlichen 
Aufforderung zur Abgabe eines Angebots auf Tausch von liquiden Ak-
tien, die jeweils zum Handel an einem (anderen) organisierten Markt 
im Sinne des WpÜG zugelassen sind. 

Bei einem Erwerb im Weg eines Tauschangebots kann die Gesellschaft 
entweder ein Tauschverhältnis oder eine entsprechende Tauschspanne 
festlegen, zu dem/der sie bereit ist, die Aktien der Gesellschaft zu er-
werben. Dabei kann eine Barleistung als ergänzende Zahlung oder zum 
Ausgleich von Spitzenbeträgen erfolgen. In dem Tauschangebot kann 
die Gesellschaft eine Frist für die Annahme oder Abgabe des Angebots 
und die Möglichkeit und die Bedingungen für eine Anpassung der 
Tauschspanne während der Frist im Fall nicht nur unerheblicher Kurs-
veränderungen festlegen. Das Tauschverhältnis wird im Fall einer 
Tauschspanne anhand der in den Annahme- bzw. Angebotserklärungen 
der Aktionäre genannten Tauschverhältnisse und/oder sonstigen Anga-
ben und des nach Beendigung der Angebotsfrist vom Vorstand festge-
legten Erwerbsvolumens ermittelt. 

(a)  Bei einem Tauschangebot der Gesellschaft darf das angebotene 
Tauschverhältnis oder die Tauschspanne den maßgeblichen Wert 
einer Aktie der Gesellschaft um nicht mehr als 20 % über- und 
um nicht mehr als 20 % unterschreiten. Zur Berechnung ist hier-
bei jeweils der volumengewichtete Durchschnittskurs einer 
Tauschaktie und einer Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel 
(oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) oder an einem 
(anderen) organisierten Markt im Sinne des Wertpapiererwerbs- 
und Übernahmegesetzes an den letzten fünf (5) Börsenhandelsta-
gen vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung des Angebots an-
zusetzen. Im Fall einer Anpassung der Tauschspanne durch die 
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Gesellschaft wird auf die letzten fünf (5) Börsenhandelstage vor 
der öffentlichen Ankündigung der Anpassung abgestellt. 

(b) Bei einer Aufforderung an die Aktionäre zur Abgabe von Ange-
boten auf den Tausch von liquiden Aktien darf das auf der Basis 
der abgegebenen Angebote ermittelte Tauschverhältnis (ohne Er-
werbsnebenkosten) je Aktie der Gesellschaft den maßgeblichen 
Wert einer Aktie der Gesellschaft um nicht mehr als 20 % über- 
und um nicht mehr als 20 % unterschreiten. Zur Berechnung ist 
hierbei jeweils der volumengewichtete Durchschnittskurs einer 
Tauschaktie bzw. einer Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel 
(oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) oder an einem 
(anderen) organisierten Markt im Sinne des Wertpapiererwerbs- 
und Übernahmegesetzes an den letzten fünf (5) Börsenhandelsta-
gen vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung des Angebots an-
zusetzen. Im Fall einer Anpassung der Tauschspanne durch die 
Gesellschaft wird auf die letzten fünf (5) Börsenhandelstage vor 
der öffentlichen Ankündigung der Anpassung abgestellt. 

Das Volumen des Tauschangebots oder der Aufforderung zur Abgabe 
eines Tauschangebots kann begrenzt werden. Sofern die von den Akti-
onären zum Tausch angebotenen Aktien den Gesamtbetrag des 
Tauschangebots oder der Aufforderung zur Abgabe eines Tauschange-
bots überschreiten, erfolgt die Berücksichtigung oder die Annahme im 
Verhältnis des Gesamtbetrags des Tauschangebots bzw. der Aufforde-
rung zur Abgabe eines Tauschangebots zu den insgesamt von den Ak-
tionären angebotenen Aktien der Gesellschaft. Es kann aber vorgesehen 
werden, dass geringe Stückzahlen bis zu einhundert (100) angebotenen 
Aktien je Aktionär bevorrechtigt erworben werden. Das Tauschangebot 
oder die Aufforderung zur Abgabe eines Tauschangebots kann weitere 
Bedingungen vorsehen. 

d) Verwendung der eigenen Aktien 

Der Erwerb zum Zweck des Handels in eigenen Aktien ist ausgeschlossen. 
Die Ermächtigung kann zu jedem gesetzlich zulässigen Zweck, insbesondere 
in Verfolgung eines oder mehrerer der nachstehend genannten Zwecke aus-
geübt werden:  
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(1) Sie können eingezogen werden und das Grundkapital der Gesellschaft 
kann um den auf die eingezogenen Aktien entfallenden Teil des Grund-
kapitals herabgesetzt werden, ohne dass die Einziehung oder ihre 
Durchführung eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. 
Der Vorstand kann die Aktien auch im vereinfachten Verfahren ohne 
Herabsetzung des Grundkapitals einziehen, so dass sich durch die Ein-
ziehung der Anteil der übrigen Aktien am Grundkapital erhöht. Erfolgt 
die Einziehung der Aktien im vereinfachten Verfahren ohne Herabset-
zung des Grundkapitals, ist der Vorstand zur Anpassung der Aktienzahl 
in der Satzung der Gesellschaft ermächtigt. 

(2) Sie können zur Durchführung einer Aktiendividende, in deren Rahmen 
Aktien der Gesellschaft (auch teilweise und/oder wahlweise) gegen 
Einlage von Dividendenansprüchen der Aktionäre ausgegeben werden 
(Aktiendividende), verwendet werden.  

(3) Sie können Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft 
oder einem mit ihr verbundenen Unternehmen im Sinne des § 15 AktG 
stehen oder standen, sowie Organmitgliedern der Gesellschaft bzw. von 
mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen bzw. deren Invest-
mentvehikeln, Inhabern von Erwerbsrechten, insbesondere aus (auch 
vor dem Formwechsel der Gesellschaft in eine Europäische Aktienge-
sellschaft (SE)) ausgegebenen Optionen, die von der Gesellschaft oder 
deren Tochtergesellschaften ausgegeben werden oder wurden, zum Er-
werb angeboten und übertragen werden. Soweit Mitglieder des Vor-
stands der Gesellschaft betroffen sind, gilt diese Ermächtigung für den 
Aufsichtsrat, der auch die jeweiligen Einzelheiten festlegt (siehe nach-
stehend unter lit. e)).  

(4) Sie können zur Bedienung von virtuellen Optionsrechten den aus den 
ausgegebenen virtuellen Optionen Berechtigten zum Erwerb angeboten 
und übertragen werden; insbesondere zur Bedienung virtueller Options-
rechte, die von der Gesellschaft vor dem Formwechsel der Gesellschaft 
in eine Aktiengesellschaft Geschäftsführern, Mitarbeitern und/oder 
Förderern der Gesellschaft und/oder ihrer direkten und/oder indirekten 
Tochtergesellschaften gewährt wurden, sofern der Vorstand in seinem 
freiem Ermessen entscheidet, Ansprüche aus den virtuellen Options-
rechten durch Ausgabe eigener Aktien zu befriedigen. Soweit Mitglie-
der des Vorstands der Gesellschaft betroffen sind, gilt diese 
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Ermächtigung für den Aufsichtsrat, der auch die jeweiligen Einzelhei-
ten festlegt (siehe nachstehend unter lit. e)). 

(5) Sie können Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft 
oder einem mit ihr verbundenen Unternehmen im Sinne des § 15 AktG 
stehen oder standen, aufgrund von Zusagen im Zusammenhang mit dem 
Arbeitsverhältnis übertragen werden. 

(6) Sie können mit Zustimmung des Aufsichtsrats Dritten gegen Sachleis-
tungen, insbesondere im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüs-
sen oder zum (auch mittelbaren) Erwerb von Unternehmen, Betrieben, 
Unternehmensteilen oder Beteiligungen, als Gegenleistung für von mit 
der Gesellschaft nicht verbundenen Dritten (insbesondere Dienstleis-
tern) erbrachte Leistungen sowie zum (auch mittelbaren) Erwerb von 
Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermö-
gensgegenständen, einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft 
oder ihre Konzerngesellschaften, angeboten und auf diese übertragen 
werden. Die vorbezeichneten Aktien können darüber hinaus auch zur 
Beendigung bzw. vergleichsweisen Erledigung von gesellschaftsrecht-
lichen Spruchverfahren bei verbundenen Unternehmen der Gesellschaft 
verwendet werden. 

(7) Sie können mit Zustimmung des Aufsichtsrats gegen Barzahlung an 
Dritte veräußert werden, wenn der Preis, zu dem die Aktien der Gesell-
schaft veräußert werden, den Börsenpreis einer Aktie der Gesellschaft 
zum Veräußerungszeitpunkt nicht wesentlich unterschreitet (§§ 71 
Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG). 

(8) Sie können zur Bedienung von Erwerbspflichten oder Erwerbsrechten 
auf Aktien der Gesellschaft aus und im Zusammenhang mit von der 
Gesellschaft oder einer ihrer Konzerngesellschaften ausgegebenen 
Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Ge-
nussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinati-
onen dieser Instrumente) (nachstehend „Schuldverschreibungen“) mit 
Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflich-
ten verwendet werden. 

Insgesamt dürfen die aufgrund der Ermächtigungen unter vorstehender lit. d) 
(7) und (8) verwendeten Aktien, soweit sie in entsprechender Anwendung des 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG (unter Bezugsrechtsausschluss gegen Bareinlagen 
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nicht wesentlich unter dem Börsenpreis) ausgegeben werden, 10 % des 
Grundkapitals nicht übersteigen, und zwar weder zum Zeitpunkt der Be-
schlussfassung noch – falls dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der Aus-
übung der Ermächtigung. Auf diese Begrenzung sind Aktien anzurechnen, 
die in direkter oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu diesem Zeitpunkt ausgege-
ben oder veräußert werden. Ebenfalls anzurechnen sind Aktien, die zur Be-
dienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten 
bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten ausgegeben werden oder auszugeben 
sind, soweit diese Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Er-
mächtigung in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegeben wurden. 

e) Ermächtigung des Aufsichtsrats zur Verwendung erworbener eigener Aktien 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die von der Gesellschaft aufgrund der vor-
stehend unter lit. b) und lit. c) sowie früher erteilter Ermächtigungen gemäß 
§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworbenen eigenen Aktien zur Ausgabe an den Vor-
stand der Gesellschaft nach Maßgabe der vorstehend unter lit. d) (3) und (4) 
enthaltenen Bestimmungen zu verwenden. 

f) Sonstige Regelungen  

 Die vorstehend unter lit. d) und lit. e) aufgeführten Ermächtigungen zur Ver-
wendung eigener Aktien können ganz oder bezogen auf Teilvolumina der er-
worbenen eigenen Aktien einmal oder mehrmals, einzeln oder zusammen, 
ausgenutzt werden. Die Ermächtigungen unter vorstehender lit. d) können 
auch durch abhängige oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Un-
ternehmen oder von Dritten für Rechnung der Gesellschaft oder von ihr ab-
hängiger oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehender Unternehmen 
ausgeübt werden. 

Die vorstehend unter lit. d) und lit. e) aufgeführten Ermächtigungen zur Ver-
wendung eigener Aktien erfassen auch die Verwendung von Aktien der Ge-
sellschaft, die aufgrund früherer Ermächtigungen zum Rückerwerb eigener 
Aktien oder auf sonstige Weise zurückerworben wurden, und solche, die auf 
Grund von § 71d Satz 5 AktG erworben oder durch ein von der Gesellschaft 
abhängiges Unternehmen oder durch Dritte für Rechnung der Gesellschaft 
oder durch Dritte für Rechnung eines von der Gesellschaft abhängigen oder 
in Mehrheitsbesitz stehenden Unternehmens erworben werden. 
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Das Bezugsrecht der Aktionäre ist in den vorstehend unter lit. d) (2) bis ein-
schließlich (8) und lit. e) genannten Fällen ausgeschlossen oder soweit dies, 
für den Fall der Veräußerung eigener Aktien an alle Aktionäre, erforderlich 
ist, um Spitzenbeträge auszuschließen. 

g) Durch die Ausnutzung der vorstehend unter lit. d) (3) bis einschließlich (5) 
sowie lit. e) enthaltenen Ermächtigungen darf ein anteiliger Betrag in Höhe 
von 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft nicht überschritten werden, und 
zwar weder im Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung über 
die vorstehenden Ermächtigungen noch im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser 
Ermächtigungen. Auf diese 10 %-Grenze sind diejenigen Aktien anzurech-
nen, die aus genehmigtem Kapital und/oder bedingtem Kapital an Mitglieder 
des Vorstands und Arbeitnehmer der Gesellschaft sowie an Mitglieder der 
Geschäftsführungen und Arbeitnehmer von mit der Gesellschaft verbundenen 
Unternehmen im Sinne des § 15 AktG während der Laufzeit dieser Ermäch-
tigungen ausgegeben werden.“ 

Zu diesem Tagesordnungspunkt hat der Vorstand einen schriftlichen Bericht gemäß 
§§ 71 Abs. 1 Nr. 8 i.V.m. 186 Abs. 4 Satz 2 AktG verfasst. Dieser Bericht ist im 
Internet unter 

https://ir.westwing.com/hv 

zugänglich. 

II. Weitere Angaben zur Einberufung 

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung der 
Hauptversammlung 

Zum Zeitpunkt der Bekanntmachung der Einberufung der Hauptversammlung im 
Bundesanzeiger beträgt das Grundkapital der Gesellschaft EUR 20.903.968,00 und 
ist eingeteilt in 20.903.968 Stückaktien. Alle ausgegebenen Aktien gewähren je-
weils eine Stimme. Die Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der 
Einberufung der Hauptversammlung beträgt daher 20.903.968. In dieser Gesamt-
zahl der Aktien sind zum Zeitpunkt der Bekanntmachung der Einberufung der 
Hauptversammlung im Bundesanzeiger auch 2.066.011 eigene Aktien der Gesell-
schaft enthalten, aus denen der Gesellschaft gemäß § 71b AktG keine Rechte zu-
stehen.  
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1. Teilnahme an der Hauptversammlung  

Teilnahmeberechtigt an der Hauptversammlung sind nur diejenigen Aktionäre, die 
sich vor der Hauptversammlung rechtzeitig in Textform (§ 126b BGB) angemeldet 
und ihren Aktienbesitz nachgewiesen haben. Der Nachweis des Aktienbesitzes ist 
durch Vorlage eines vom Letztintermediär in Textform (§ 126b BGB) in deutscher 
oder englischer Sprache ausgestellten Nachweises über den Aktienbesitz oder durch 
Vorlage eines Nachweises gemäß § 67c Abs. 3 AktG zu erbringen. Der Nachweis 
über den Aktienbesitz hat sich gemäß § 17 Abs. 4 Satz 2 der Satzung auf den Ge-
schäftsschluss des 22. Tages vor der Hauptversammlung, demnach auf den 26. Mai 
2025, 24:00 Uhr (MESZ) („Nachweisstichtag“), zu beziehen. 

Die Anmeldung und der Nachweis des Aktienbesitzes müssen der Gesellschaft spä-
testens bis zum Ablauf des 10. Juni 2025, 24:00 Uhr (MESZ), unter einer der fol-
genden Kontaktmöglichkeiten zugehen: 
Westwing Group SE 
c/o Computershare Operations Center 
80249 München 

oder per E-Mail: anmeldestelle@computershare.de 

Die Anmeldung zur Hauptversammlung, die Erteilung von Vollmacht und Weisun-
gen an von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter und die Bevollmächti-
gung Dritter können gemäß § 67c AktG auch über Intermediäre gemäß SRD II 
i.V.m. der Durchführungsverordnung (EU 2018/1212) im ISO 20022 Format 
(z.B. über SWIFT, CMDHDEMMXXX) an die Gesellschaft übermittelt werden. 
Für eine Anmeldung per SWIFT ist eine Autorisierung über die SWIFT Relations-
hip Management Application (RMA) erforderlich. 

Nach Eingang des Nachweises des Aktienbesitzes werden den Aktionären Eintritts-
karten für die Hauptversammlung übersandt. Um den rechtzeitigen Erhalt der Ein-
trittskarten sicherzustellen, bitten wir die Aktionäre, frühzeitig für die Übersendung 
der Anmeldung und des Nachweises ihres Anteilsbesitzes an die Gesellschaft Sorge 
zu tragen.  

Die Eintrittskarte enthält unter anderem die individuellen Anmeldedaten, mit wel-
chen die Aktionäre das InvestorPortal im Internet unter 

https://ir.westwing.com/hv 
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nutzen können, sowie ein Formular für die Erteilung von Vollmachten und Wei-
sungen. 

Bedeutung des Nachweisstichtags 

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Hauptversammlung 
nur als Aktionär, wer den Nachweis über den Aktienbesitz erbracht hat. Die Be-
rechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und der Umfang des Stimm-
rechts bemessen sich dabei ausschließlich nach dem Aktienbesitz zum Nachweis-
stichtag. Mit dem Nachweisstichtag geht keine Sperre für die Veräußerbarkeit des 
Aktienbesitzes einher, d.h. die Aktionäre können über ihre Aktien auch nach erfolg-
ter Anmeldung verfügen. Auch im Fall der vollständigen oder teilweisen Veräuße-
rung des Aktienbesitzes nach dem Nachweisstichtag ist für die Berechtigung zur 
Teilnahme an der Hauptversammlung und den Umfang des Stimmrechts aus-
schließlich der Aktienbesitz zum Nachweisstichtag maßgeblich, d.h. Veräußerun-
gen von Aktien nach dem Nachweisstichtag haben keine Auswirkungen auf die 
Teilnahme an der Hauptversammlung und auf den Umfang des Stimmrechts. Ent-
sprechendes gilt für Erwerbe und Zuerwerbe von Aktien nach dem Nachweisstich-
tag. Personen, die zum Nachweisstichtag noch keine Aktien besitzen und erst da-
nach Aktionär werden, sind für die von ihnen gehaltenen Aktien nur teilnahme- und 
stimmberechtigt, wenn und soweit sie sich von dem am Nachweisstichtag Berech-
tigten bevollmächtigen oder zur Rechtsausübung ermächtigen lassen. 

Verfahren für die Stimmabgabe durch einen Bevollmächtigten 

Aktionäre können ihr Stimmrecht in der Hauptversammlung nach entsprechender 
Vollmachtserteilung auch durch einen Bevollmächtigten, z. B. einen Intermediär, 
eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater oder eine andere Person ihrer 
Wahl, vertreten lassen. Auch im Falle der Vertretung des Aktionärs sind die frist-
gerechte Anmeldung eines Aktionärs und der rechtzeitige Nachweis des Aktienbe-
sitzes wie vorstehend beschrieben erforderlich. 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 
gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126b BGB), sofern die Voll-
macht auch zur Stimmrechtsausübung ermächtigt. 

Wird ein Intermediär im Sinne von § 67a Abs. 4 AktG, eine Aktionärsvereinigung, 
ein Stimmrechtsberater oder eine sonstige Person im Sinne von § 135 Abs. 8 AktG 
bevollmächtigt, so können abweichende Regelungen bestehen, die jeweils bei die-
sen zu erfragen sind. Ein Verstoß gegen diese und bestimmte weitere in § 135 AktG 
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genannte Erfordernisse für die Bevollmächtigung eines Intermediärs im Sinne von 
§ 67a Abs. 4 AktG, einer Aktionärsvereinigung, eines Stimmrechtsberaters oder ei-
ner sonstigen Person im Sinne von § 135 Abs. 8 AktG beeinträchtigt allerdings ge-
mäß § 135 Abs. 7 AktG die Wirksamkeit der Stimmabgabe nicht. 

Ein Formular für die Erteilung einer Vollmacht ist auf der Eintrittskarte, die den 
Aktionären nach form- und fristgerechtem Eingang der Anmeldung und des Nach-
weises des Aktienbesitzes bei der Gesellschaft übermittelt wird, abgedruckt. Ein 
entsprechendes Formular ist zudem auf der Internetseite der Gesellschaft unter  

https://ir.westwing.com/hv 

zugänglich. 

Der Nachweis einer erteilten Bevollmächtigung kann dadurch geführt werden, dass 
der Bevollmächtigte am Tag der Hauptversammlung die Vollmacht an der Zu-
gangskontrolle vorweist. Er kann der Gesellschaft ferner an die folgende Adresse 
oder E-Mail-Adresse oder über das InvestorPortal übermittelt werden. Aus organi-
satorischen Gründen muss dieser bis zum 16. Juni 2025, 24:00 Uhr (MESZ), zuge-
gangen sein: 

Westwing Group SE 
c/o Computershare Operations Center 
80249 München 

oder per E-Mail: anmeldestelle@computershare.de 
oder im InvestorPortal unter: https://ir.westwing.com/hv 

Nach diesem Zeitpunkt – frühestens aber ab Einlass zu der Hauptversammlung – 
ist der Nachweis der Bevollmächtigung ausschließlich am Ort der Hauptversamm-
lung möglich. 

Verfahren für die Stimmabgabe durch Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 

Die Gesellschaft bietet ihren Aktionären an, von der Gesellschaft benannte wei-
sungsgebundene Stimmrechtsvertreter zu bevollmächtigen. Die von der Gesell-
schaft benannten Stimmrechtsvertreter üben das Stimmrecht ausschließlich auf der 
Grundlage, der vom Aktionär erteilten Weisungen aus und haben das Recht, Unter-
vollmacht zu erteilen. Die Vollmacht an die von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter bedarf ebenso wie die Erteilung von Weisungen der Textform 
(§ 126b BGB). Soweit keine ausdrückliche oder eine widersprüchliche oder unklare 
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Weisung erteilt worden ist, werden sich die von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter zu den entsprechenden Beschlussgegenständen der Stimme enthal-
ten. Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt 
werden, ohne dass dies im Vorfeld der Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt 
eine Weisung zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch als entsprechende 
Weisung für jeden Punkt der Einzelabstimmung. Die von der Gesellschaft benann-
ten Stimmrechtsvertreter nehmen weder im Vorfeld der Hauptversammlung noch 
während der Hauptversammlung Aufträge zu Wortmeldungen, zum Stellen von 
Fragen oder Anträgen oder zum Einlegen von Widersprüchen gegen Beschlüsse der 
Hauptversammlung entgegen. 

Das Vollmachts- und Weisungsformular für die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter und die entsprechenden Erläuterungen sind auf der Eintritts-
karte, die den Aktionären nach form- und fristgerechtem Eingang der Anmeldung 
und des Nachweises des Aktienbesitzes bei der Gesellschaft übermittelt wird, ab-
gedruckt. Ein entsprechendes Formular ist zudem auf der Internetseite der Gesell-
schaft unter  

https://ir.westwing.com/hv 

zugänglich. 

Vollmachten mit den Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft müs-
sen aus organisatorischen Gründen spätestens bis zum Ablauf des 16. Juni 2025, 
24:00 Uhr (MESZ) (Eingang), an die zuvor im Abschnitt "Verfahren für die Stimm-
abgabe durch einen Bevollmächtigten" genannte Adresse oder E-Mail-Adresse oder 
über das InvestorPortal zugehen. 

Während der Hauptversammlung können Vollmachten und Weisungen an die von 
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bis zum Ende der Generaldebatte 
an der Zu- bzw. Abgangskontrolle erteilt, geändert oder widerrufen werden. 

Auch im Fall einer Vollmachtserteilung nebst Weisungen an die von der Gesell-
schaft benannten Stimmrechtsvertreter sind eine Anmeldung und der Nachweis des 
Aktienbesitzes form- und fristgerecht nach den vorstehenden Bedingungen erfor-
derlich.  

Das persönliche Erscheinen eines Aktionärs vor Ort gilt als Widerruf vorab erteilter 
Vollmachten. 
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Gehen bei der Gesellschaft für denselben Aktienbestand auf unterschiedlichen 
Übermittlungswegen voneinander abweichende Erklärungen zur Ausübung des 
Stimmrechts ein, werden diese Erklärungen in folgender Reihenfolge berücksich-
tigt: (1) über das InvestorPortal, (2) gemäß § 67c Abs. 1 und Abs. 2 Satz 3 AktG, 
(3) per E-Mail, (4) per Brief übersandte Erklärungen. 

Weitere Informationen zur Abstimmung  

Die vorgesehenen Abstimmungen zu den Tagesordnungspunkten 2 bis 4.3 sowie 
zu Tagesordnungspunkt 6 haben verbindlichen, die vorgesehene Abstimmung zu 
Tagesordnungspunkt 5 hat empfehlenden Charakter im Sinne der Tabelle 3 des An-
hangs der DurchführungsVO (EU) 2018/1212. Es besteht jeweils die Möglichkeit, 
mit Ja (Befürwortung) oder Nein (Ablehnung) oder Enthaltung zu stimmen. 

Rechte der Aktionäre gemäß Art. 9 Abs. 1 lit. c) ii) und 56 Sätze 2 und 3 SE-
VO, § 50 Abs. 2 SEAG, §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127 und 131 AktG  

a) Ergänzungsverlangen zur Tagesordnung gemäß Art. 56 Sätze 2 und 3 
SE-VO, § 50 Abs. 2 SEAG, § 122 Abs. 2 AktG 

Aktionäre, deren Anteile allein oder zusammen den zwanzigsten Teil des 
Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 (dies ent-
spricht 500.000 Aktien) erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf 
die Tagesordnung der Hauptversammlung gesetzt und bekannt gemacht wer-
den. Dieses Quorum ist gemäß Art. 56 Satz 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 2157/2001 des Rates über das Statut der Europäischen Gesellschaft ("SE-
VO") in Verbindung mit § 50 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates über das Statut der Europäischen Ge-
sellschaft ("SEAG"), § 122 Abs. 2 AktG für Ergänzungsverlangen der Akti-
onäre einer Europäischen Gesellschaft (SE) erforderlich. 

Die Antragssteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen 
vor dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass 
sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten, 
wobei § 70 AktG bei der Berechnung der Aktienbesitzzeit Anwendung findet. 
Der Tag des Zugangs des Verlangens ist nicht mitzurechnen. Eine Verlegung 
von einem Sonntag, einem Sonnabend oder einem Feiertag auf einen zeitlich 
vorausgehenden oder nachfolgenden Werktag kommt nicht in Betracht. Die 
§§ 187 bis 193 BGB sind nicht entsprechend anzuwenden. Jedem neuen Ge-
genstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. 
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Das Verlangen ist schriftlich (§ 126 BGB) oder in elektronischer Form, d.h. 
unter Verwendung einer qualifizierten elektronischen Signatur (§ 126a BGB) 
an den Vorstand der Gesellschaft zu richten und muss der Gesellschaft min-
destens 30 Tage vor der Hauptversammlung, also spätestens bis zum Ablauf 
des 17. Mai 2025, 24:00 Uhr (MESZ), zugegangen sein. Entsprechende Ver-
langen sind an folgende Adresse zu richten:  

Westwing Group SE 
Vorstand 
Moosacher Straße 88 
80809 München 

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit dies 
nicht bereits mit der Einberufung geschehen ist – unverzüglich nach Zugang 
des Verlangens in gleicher Weise wie die Einberufung bekanntgemacht.  

b) Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß Art. 9 Abs. 1 
lit. c) ii) SE-VO, § 50 Abs. 2 SEAG, §§ 126 Abs. 1, 127 AktG  

Aktionäre können Gegenanträge gegen Vorschläge des Vorstands und/oder 
des Aufsichtsrats zu bestimmten Punkten der Tagesordnung gemäß § 126 
Abs. 1 AktG sowie Vorschläge zu Wahlen gemäß § 127 AktG übersenden. 

Solche Gegenanträge und Wahlvorschläge sind ausschließlich an eine der fol-
genden Kontaktmöglichkeiten zu richten:  

Westwing Group SE 
Investor Relations 
Moosacher Straße 88 
80809 München 
oder per E-Mail: ir@westwing.de 

Anderweitig adressierte Gegenanträge oder Wahlvorschläge werden nicht be-
rücksichtigt. 

Gegenanträge und Wahlvorschläge müssen der Gesellschaft mindestens 14 
Tage vor der Hauptversammlung zugegangen sein. Rechtzeitig, d.h. bis zum 
Ablauf des 2. Juni 2025, 24:00 Uhr (MESZ), unter einer der vorstehenden 
Kontaktmöglichkeiten eingegangene und zugänglich zu machende Gegenan-
träge und/oder Wahlvorschläge werden den Aktionären einschließlich des 
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Namens des Aktionärs sowie einer etwaigen Begründung auf der Internetseite 
der Gesellschaft unter  

https://ir.westwing.com/hv 

unverzüglich zugänglich gemacht. Eventuelle Stellungnahmen der Verwal-
tung werden ebenfalls dort veröffentlicht.  

Von der Veröffentlichung eines Gegenantrags und seiner etwaigen Begrün-
dung bzw. eines Wahlvorschlags kann die Gesellschaft unter den in § 126 
Abs. 2 AktG (in Verbindung mit § 127 Satz 1 AktG) genannten Vorausset-
zungen absehen. Die Begründung braucht beispielsweise nicht zugänglich ge-
macht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. Einen 
Wahlvorschlag braucht der Vorstand nach § 127 Satz 3 AktG auch dann nicht 
zugänglich zu machen, wenn der Vorschlag nicht die Angaben nach § 124 
Abs. 3 Satz 4 AktG enthält. 

Das Recht eines jeden Aktionärs, während der Hauptversammlung auch ohne 
vorherige Übermittlung an die Gesellschaft Gegenanträge zu den verschiede-
nen Tagesordnungspunkten zu stellen oder Wahlvorschläge zu unterbreiten, 
bleibt unberührt. Gegenanträge, die der Gesellschaft vorab fristgerecht über-
mittelt worden sind, finden in der Hauptversammlung nur Beachtung, wenn 
sie dort mündlich gestellt werden. 

c) Auskunftsrecht nach Art. 9 Abs. 1 lit. c) ii) SE-VO, § 131 Abs. 1 AktG 

In der Hauptversammlung kann jeder Aktionär oder Aktionärsvertreter ver-
langen, dass der Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft 
gibt, soweit sie zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesord-
nung erforderlich ist. Die Pflicht zur Auskunft erstreckt sich auch auf die 
rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem ver-
bundenen Unternehmen, soweit die Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung 
des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Auskunftsverlangen sind 
in der Hauptversammlung grundsätzlich mündlich im Rahmen der Ausspra-
che zu stellen. Der Vorstand darf die Auskunft aus den in § 131 Abs. 3 Satz 1 
AktG genannten Gründen verweigern.  

Nach § 18 Abs. 3 der Satzung der Gesellschaft kann der Versammlungsleiter 
das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen beschränken. 

d) Weitergehende Erläuterungen 
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Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach Art. 9 Abs. 
1 lit. c) ii) und 56 Sätze 2 und 3 SE-VO, § 50 Abs. 2 SEAG, § 122 Abs. 2, 
§§ 126 Abs. 1, 127 AktG und § 131 Abs. 1 AktG stehen auf der Internetseite 
der Gesellschaft unter  

https://ir.westwing.com/hv 

zur Verfügung. 

2. Informationen auf der Internetseite der Gesellschaft 

Diese Einladung zur Hauptversammlung sowie etwaige zu den Tagesordnungs-
punkten gesetzlich zugänglich zu machende Unterlagen einschließlich der erforder-
lichen Informationen nach § 124a AktG, etwaige zugänglich zu machende Gegen-
anträge, Wahlvorschläge und Ergänzungsverlangen von Aktionären, weitergehende 
Erläuterungen zu den oben dargestellten Rechten der Aktionäre sowie die Gesamt-
zahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung sind ab dem Zeit-
punkt der Einberufung der Hauptversammlung über die Internetseite der Gesell-
schaft unter 

https://ir.westwing.com/hv 

zugänglich. Dort werden nach der Hauptversammlung auch die festgestellten Ab-
stimmungsergebnisse veröffentlicht. 

3. Internetgestütztes InvestorPortal und Hauptversammlungshotline 

Im Internet unter 

https://ir.westwing.com/hv 

unterhält die Gesellschaft voraussichtlich ab dem 27. Mai 2025 ein internetgestütz-
tes InvestorPortal. Für den Zugang ist die Eintrittskarte erforderlich, die die form- 
und fristgerecht angemeldeten Aktionäre zugesandt bekommen. Auf dieser Ein-
trittskarte befinden sich die individuellen Anmeldedaten. Im InvestorPortal haben 
die Aktionäre bis zum 16. Juni 2025, 24:00 Uhr (MESZ) die Möglichkeit, Voll-
machten und Weisungen zu erteilen oder zu ändern. Weitere Einzelheiten zum In-
vestorPortal und den Anmelde- und Nutzungsbedingungen erhalten die Aktionäre 
im Internet unter  

https://ir.westwing.com/hv 
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Bei Fragen zur Anmeldung, zur Stimmrechtsvertretung oder zur Nutzung des In-
vestorPortals stehen Ihnen Mitarbeiter unserer Hauptversammlungshotline montags 
bis freitags – außer feiertags – von 9:00 Uhr bis 17:00 Uhr (MESZ) unter +49 89 
30903-6330 zur Verfügung. 

Die Abstimmenden können von der Gesellschaft entsprechend den gesetzlichen 
Vorgaben innerhalb eines Monats nach dem Tag der Hauptversammlung eine Be-
stätigung darüber verlangen, ob und wie ihre Stimme gezählt wurde. Zur Anforde-
rung der Bestätigung der Stimmenzählung über das auf der Internetseite der Gesell-
schaft unter 

https://ir.westwing.com/hv 

bereitgestellte InvestorPortal benötigen Sie die auf der Eintrittskarte abgedruckten 
persönlichen Zugangsdaten. 

4. Zeitangaben 

Soweit nicht ausdrücklich anders vermerkt, sind sämtliche Zeitangaben in dieser 
Hauptversammlungseinladung Zeitangaben in der für Deutschland geltenden mit-
teleuropäischen Sommerzeit (MESZ). Die koordinierte Weltzeit (UTC) entspricht 
der mitteleuropäischen Sommerzeit (MESZ) minus zwei Stunden. 

5. Informationen zum Datenschutz für Aktionäre und ihre Bevollmächtigten 

Informationen zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Zusammenhang 
mit der Hauptversammlung finden Sie im Internet unter 

https://ir.westwing.com/hv 

 

München/Berlin, im April 2025 

Westwing Group SE 
Der Vorstand 
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